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Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


a) zu der von der Bundesregierung erlassenen Sechsundzwanzigsten Verordnung zur 
Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

— Drucksache 7/657 — 

b) zu der von der Bundesregierung erlassenen Siebenundzwanzigsten Verordnung zur 
Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

— Drucksache 7/852 — 

c) zu der von der Bundesregierung erlassenen Achtundzwanzigsten Verordnung zur 
Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

— Drucksache 7/984 — 

d) zu der von der Bundesregierung erlassenen Vierundvierzigsten Verordnung zur 
Änderung der Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz 

— Drucksache 7/875 — 

e) zu der von der Bundesregierung erlassenen Fünfundvierzigsten Verordnung zur 
Änderung der Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz 

— Drucksache 7/920 — 

f) zu der von der Bundesregierung erlassenen Sechsundvierzigsten Verordnung zur 
Änderung der Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz 

— Drucksache 7/983 — 


A. Probleme und Lösungen 

Zu a), d) bis i) 

Problem 

Bei den Rechtsgrundlagen für die Ein- und Ausfuhr einer Reihe 
von Erzeugnissen der Agrar- und der gewerblichen Wirtschaft 
haben sich Änderungen ergeben. 

Lösung 

Die Außenwirtschaftsverordnung und die Einfuhrliste sollen 
deshalb auf den neuesten Stand gebracht werden. 
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Zu b) 

Problem 

Der Geld- und Kapitaleinfluß aus dem Ausland macht weitere 
Verstärkungen der außenwirtschaftlichen Absicherung erfor- 
derlich. 

Lösung 

Der entgeltliche Erwerb von Forderungen durch Ausländer 
gegenüber Inländern soll genehmigungspflichtig werden. 


Zu c) 

Problem 

Das Internationale Kaffee-Übereinkommen wurde unter Wegfall 
aller Bestimmungen mit wirtschaftlichen Auswirkungen um 
zwei Jahre verlängert. 

Lösung 

Die bestehenden Aus- und Einfuhrbeschränkungen auf dem 
Kaffeesektor sollen deshalb ab 1. Oktober 1973 aufgehoben 
werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Vorschlag 

Der Bundestag verlangt die Aufhebung der Verordnungen nicht. 
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Bericht des Abgeordneten Zeyer 


Die Verordnungen, die bereits in Kraft getreten 
sind, wurden vom Präsidenten des Deutschen Bun- 
destages an den Ausschuß für Wirtschaft zur Be- 
ratung überwiesen. Es handelt sich um sogenannte 
Nachlaufverordnungen, bei denen der Deutsche 
Bundestag nach § 27 Abs. 2 des Außenwirtschafts- 
gesetzes die Aufhebung innerhalb einer Frist von 
vier Monaten nach Verkündung der Verordnungen 
verlangen kann. 

1. Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß die 
Einführung einer Genehmigungspflicht auch für 
den entgeltlichen Erwerb von Forderungen durch 
Gebietsfremde von Gebietsansässigen angesichts 
des übermäßigen Geld- und Kapitalstromes un- 
erläßlich ist. 

Außerdem enthält die Verordnung eine Reihe von 
Ergänzungen und Änderungen der Vorschriften 
über den Kapitalverkehr, die wegen des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Außenwirtschafts- 
gesetzes erforderlich werden (Siebenundzwanzig- 
ste Verordnung zur Änderung der Außenwirt- 
schaftsverordnung) . 

2. Das Internationale Kaffee-Übereinkommen wurde 
unter Wegfall aller Bestimmungen mit wirt- 


schaftlichen Auswirkungen um zwei Jahre ver- 
längert. Die bestehenden Aus- und Einfuhrbe- 
schränkungen auf dem Kaffeesektor sollen des- 
halb ab 1. Oktober 1973 aufgehoben werden 
(Achtundzwanzigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung). 

3. Bei den Rechtsgrundlagen für die Einfuhr und 
Ausfuhr einer Reihe von Erzeugnissen der Agrar- 
und der gewerblichen Wirtschaft haben sich Än- 
derungen ergeben. U. a. wurde die Genehmi- 
gungspflicht für die Einfuhr von 1538 Waren- 
positionen aus Staatshandelsländern in Ausfüh- 
rung des Zweiten Stabilitätsprogramms aufge- 
hoben. Sie machen eine Anpassung sowohl der 
Außenwirtschaftsverordnung als auch der Ein- 
fuhrliste erforderlich (Sechsundzwanzigste Ver- 
ordnung zur Änderung der Außenwirtschafts- 
verordnung, Vierundvierzigste bis Sechsundvier- 
zigste Verordnung zur Änderung der Einfuhr- 
liste). 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
von dem dem Bundestag zustehenden Aufhebungs- 
verlangen keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 19. September 1973 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Dr. Narjes 

Vorsitzender 


Zeyer 

Berichterstatter 



